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Die Schweiz ist wirtschaftlich sehr erfolgreich. 
Ihre politischen Institutionen – insbesondere 
direkte Demokratie und Föderalismus – führen 
zu besserer Politik und mehr Wohlstand als in 
den Nachbarländern. So ist das Pro-Kopf-Ein-
kommen in der Schweiz zu Wechselkursen um-
gerechnet rund 80 Prozent höher als in Deutsch-
land, und ihre Gesamtverschuldung ist mit 40 
Prozent des Bruttoinlandprodukts (BIP) weit 
geringer als die deutsche mit 80 Prozent, von 
der impliziten Verschuldung Deutschlands 
durch ungedeckte Rentenversprechen von 150 
bis 200 Prozent des BIP ganz zu schweigen. 

Doch der Erfolg hat auch Kehrseiten. Erstens 
versuchen in- und ausländische Hersteller und 
Importeure, die hohe schweizerische Kauf-
kraft mittels Preisdifferenzierung zwischen 
der Schweiz und der EU abzuschöpfen. Das ist 
ein Hauptgrund dafür, dass unser Preisniveau 
überhöht und die Schweiz eine Preisinsel ist. 
Als Folge boomt der Einkaufstourismus, mit 
immer schwerwiegenderen Folgen für den 
Schweizer Detailhandel und den Fiskus.

Zweitens wächst der Flugverkehr. Das Wirt-
schafts- und Bevölkerungswachstum infolge 
der starken Zuwanderung treibt die Flugver-
kehrsnachfrage in die Höhe. Die süddeutschen 
Gemeinden im «natürlichen» Anfl ugbereich 
des Flughafens Zürich profi tieren zwar stark 
von ihrer Flughafennähe sowie dem Schwei-
zer Wohlstand mit seinen Beschäftigungs-
möglichkeiten für Grenzgänger und dem 
 Einkaufstourismus. Aber sie wollen verständ-
licherweise möglichst wenig der mit den An-
fl ügen zusammenhängenden Lasten tragen.

Und drittens stellen ausländische Regierun-
gen zunehmend berechtigte und weniger be-
rechtigte Forderungen an die Schweiz. Ein 
Beispiel ist die deutsche Forderung nach ho-
hen Abgeltungen für die Steuerausfälle, die 
Deutschland durch die Kapitalfl ucht in die 
Schweiz entstehen. 

Alternativen auf der Preisinsel

Die Diskussionen um Einkaufstourismus, 
Nordanfl ug und Abgeltungssteuer wurden 
bisher isoliert geführt. Dabei gibt es zwischen 
den drei Themen durchaus enge Zusammen-
hänge.

Durch den schweizerischen Einkaufstouris-
mus fl iessen wenigstens fünf Milliarden Fran-
ken jährlich in die Nachbarländer der Schweiz 
und insbesondere nach Deutschland. Da ein 
grosser Teil der Einkäufe unter der Mehrwert-
steuer-Freigrenze von 300 Franken pro Kopf 

liegt oder nicht ordentlich deklariert wird, 
entgehen dem Schweizer Staat jährlich Ein-
nahmen von grob geschätzt 300 Millionen 
Franken bei der Mehrwertsteuer und weitere 
100 Millionen oder mehr bei den Gewinn- und 
Einkommenssteuern der Detailhändler und 
ihrer Angestellten. Im Gegensatz zur Schweiz 
profi tieren Deutschland sowie die anderen 
Nachbarländer steuerlich vom Einkaufs-
tourismus im Bereich von mehreren hundert 
Millionen Franken, weil lange nicht alle Ein-
kaufstouristen die deutsche Mehrwertsteuer 
auf ihren Einkäufen zurückfordern und na-
türlich die deutschen Geschäfte und ihre 
 Angestellten mit dem Handel Gewinne und 
Einkommen erzielen, das sie versteuern. 

Bisher wurde in der Schweiz noch kaum 
an Rückforderungen für die Steuerausfälle in 
der Schweiz und die Steuergewinne in 
Deutschland gedacht, obwohl zwischen dem 
schwei zerischen Einkaufstourismus und den 
deutschen Kapitalanlagen – oder besser dem 
deutschen Kapitalanlagetourismus – enge 
Parallelen bestehen, auch hinsichtlich der 
Höhe der zukünftigen jährlichen Folgen für 
die Steuereinnahmen. So wie der Kapitalan-
lagetourismus den «Touristen» auch zur 
Umgehung deutscher Gesetze hinsichtlich der 
Besteuerung dient, dient der Einkaufstouris-
mus den «Touristen» auch zur Umgehung der 
Schweizer Gesetze hinsichtlich der Mehrwert-
steuer, Produktionsbedingungen und Pro-
dukteeigenschaften. 

Natürlich kann man dagegen einwenden, 
Kapitalanlagetourismus sei nach deutschem 
Gesetz verboten, wohingegen Einkaufstouris-
mus nach Schweizer Gesetz in gewissen 
 Grenzen erlaubt ist. Letzteres gilt jedoch 
hauptsächlich mangels Durchsetzbarkeit von 
Verboten, und mit dem Einkaufstourismus 
werden die Schweizer Import- und Mehrwert-
steuervorschriften bekanntlich trotzdem zu-
hauf verletzt. 

Es bietet sich deshalb an, die Themen Ein-
kaufstourismus, Nordanfl üge sowie Abgel-
tungssteuern in neuer Weise miteinander zu 
verknüpfen. Zunächst sollte die Schweiz kon-
struktiver und fruchtbarer als bisher mit dem 
Einkaufstourismus umgehen. Solange näm-

lich die Schweiz eigene Produkt- und Herstel-
lungsvorschriften hat und ihre Grenzen nicht 
völlig öffnet, wird sie eine Preisinsel mit zu-
nehmendem Einkaufstourismus bleiben. Sie 
kann jedoch dafür sorgen, dass ein Teil der 
 Erträge in der Schweiz statt im grenznahen 
Ausland anfällt. 

Vorteile auf beiden Seiten

Dazu müssen entlang der Landesgrenze – un-
ter anderem in Koblenz bei Waldshut und 
Kreuzlingen bei Konstanz – spezielle Grenz-
handelszonen eingerichtet werden, in denen 
nicht nur nach schweizerischem, sondern auch 
nach deutschem Recht Güter verkauft werden 
können. Dann können die schweizerischen 
und deutschen Handelsketten und Fachge-
schäfte Filialen in diesen Zonen eröffnen und 
sie völlig frei auch von Deutschland aus belie-
fern. So können sie die gleichen Produkte wie 
etwa in Waldshut oder Konstanz zu noch tiefe-
ren Preisen anbieten, weil die Schweizer Mehr-
wertsteuer tiefer als die deutsche ist. Die 
Schweizer Einkaufstouristen müssen nicht 
mehr über die Grenze nach Deutschland und 
zurück über den Zoll fahren, sondern können 
ohne Zeitverlust und Bürokratie direkt in der 
Grenzhandelszone einkaufen. Zudem wäre 
der Einkauf in diesen Zonen auch für deutsche 
Konsumenten sehr attraktiv. Sie könnten nun 
die Schweizer Mehrwertsteuer zurückfordern 
und Einkäufe bis zur Freigrenze von 300 Euro 
pro Kopf mehrwertsteuerfrei nach Deutsch-
land einführen – genau so, wie es bisher die 
schweizerischen Einkaufstouristen in umge-
kehrter Richtung getan haben.

Für die Schweiz brächten die Grenzhandels-
zonen grosse Erträge aus der Mehrwertsteuer 
und den Steuern auf dem Gewinn der Filialen 
und dem Einkommen der Mitarbeiter, die 
zwischen den nahe gelegenen Gemeinden, 
dem jeweiligen Kanton und dem Bund aufge-
teilt werden könnten. Falls die Grenzhandels-
zonen mehr Einkaufstouristen als bisher die 
deutschen Grenzorte anziehen würden und so 
die Schweizer Landwirtschaftspolitik und die 
Herstellungs- und Produktnormen zu unter-
laufen drohten, könnten auf Verkäufen in den 
Grenzhandelszonen ein leicht erhöhter Mehr-
wertsteuersatz oder noch einfacher von den 
Geschäften umsatzabhängige Mieten erhoben 
werden.

Die neue Politik ist zwar für die Schweiz 
 ideal, aber leider für die süddeutschen Gebiete 
sehr unangenehm. Sie ist aber in keiner Weise 

widerrechtlich oder unfair. Aus rechtlicher 
Sicht kann Deutschland an den Grenzhandels-
zonen nichts beanstanden. Sie sind nicht dis-
kriminierend, das heisst, schweizerische und 
deutsche Einkaufstouristen werden gleich be-
handelt, und die vorteilhafte Wirkung besteht 
einzig in der Übernahme deutschen Rechts auf 
Schweizer Boden.

Dass die Schweizer Kaufkraft so vermehrt in 
der Schweiz bleibt, entspricht wohl auch deut-
schem Fairness-Empfi nden, und dass neu auch 
Kaufkraft aus Deutschland in die Schweiz statt 
umgekehrt fl iesst, ist rechtlich und moralisch 
kaum problematischer als die Tatsache, dass es 
bisher für Jahrzehnte umgekehrt war. Gleich-
wohl sollte die Schweiz nicht so wie Deutsch-
land bezüglich seines Kapitalanlagetourismus 
eine Abgeltung für die deutschen Profi te der 
vergangenen Jahre fordern. Schliesslich bleibt 
anzumerken, dass mit Italien ein anderes EU-
Land an seiner Grenze zur Schweiz zur Umlen-
kung des Tanktourismus gezielt die Treibstoff-
steuern in seinen Grenzregionen gesenkt und 
damit schon vor der Schweiz eine andere Art 
von Grenzhandels zone eingerichtet hat. 

Süddeutscher Weisswein auf Swiss-Flügen

Angesichts dieser Rechts- und Sachlage ist an-
zunehmen, dass in Deutschland der Wunsch 
nach Verhandlungen wachsen würde. 
Deutsch land würde wohl anbieten, die Frage 
der Grenzhandelszonen mit dem Nordanfl ug 
zu verknüpfen. Immerhin sind ja bekanntlich 
in der Schweiz mehr deutsche Zuwanderer 
von den Süd- und Ostanfl ügen betroffen als 
in Süddeutschland Einheimische von den 
Nordanfl ügen, und die Nordanfl üge sind in 
Deutschland mit weit weniger Lärmimmissio-
nen verbunden als die Ost- und Südanfl üge in 
der Schweiz. Für Deutschland wäre es deshalb 
naheliegend, der Schweiz anzubieten, mehr 
Nordanfl üge zuzulassen, falls die Schweiz in 
den von den Nordanfl ügen besonders betrof-
fenen Grenzabschnitten weniger und kleinere 
Grenzhandelszonen einrichtet als anderswo. 

Ein solches Angebot müsste die Schweiz 
ernsthaft prüfen. Natürlich wären die fi nanzi-
ellen Ausfälle für die Schweiz durch Verzicht 
auf eine Grenzhandelszone etwa in Koblenz 
und Kreuzlingen gross. Aufgrund der schwie-
rigen Situation dieser deutschen Gebiete sollte 
die Schweiz aber Hand zu einer einvernehm-
lichen Lösung bieten. Schliesslich liegt mit der 
zurzeit verhandelten Abgeltungssteuer für die 
deutschen Kapitalanlagetouristen auch schon 
ein Modell vor.

Eine anständige Abgeltungs lösung für den 
Einkaufstourismus könnte  etwa vorsehen, dass 
die Hälfte der Mehrwertsteuereinnahmen aus 
den Einkäufen der deutschen Einkaufstouris-
ten an Deutschland fl iesst, wenn im Gegenzug 
dazu ein entsprechender Anteil aus den deut-
schen Mehrwertsteuereinnahmen aus dem 
schweizerischen Einkaufstourismus an die 
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Schweiz fl iesst. Ein solches für beide Seiten vor-
teilhaftes Abkommen sollten unbedingt auch 
die Swiss und der Flughafen als wichtige Ge-
winner e iner einvernehmlichen Nordanfl ugs-
regelung aktiv unterstützen. Beispielsweise 
könnte die Swiss ihren Eco nomy-Passagieren 
statt namenlosem «Schweizer Weisswein» den 
viel besseren süddeutschen Weisswein anbie-
ten, und auch der Flughafen mit seinen vielen 
Restaurants und Cateringbetrieben könnte 
 gezielt Produkte aus dem Raum der Nordan-
fl ugzone verwenden sowie den süddeutschen 
Tourismusgebieten einen Teil der Flughafen-
gebühren der Reisenden weiterleiten, die als 
Touristen nach Süddeutschland reisen. 
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So überraschend der Vorschlag mit den Grenz-
handelszonen und deren Verknüpfung mit 
dem Nordanfl ug auf den ersten Blick erschei-
nen mag: Mit ihm dürfte wesentlich mehr zu 
erzielen sein als mit den gegenwärtig laufen-
den Verhandlungen. Nicht zuletzt könnten 
Grenzhandelszonen auch viele Probleme des 
Tessins mit Italien sowie des Welschlands mit 
Frankreich lösen helfen.

Durch den Einkaufstourismus 
fl iessen jährlich fünf Milliarden 
Franken in die Nachbarländer.


